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Landtag: Es geht um über 130 Millionen Franken 
Session Die Landtagsabgeordneten müssen sich ihre Sommerferien hart verdienen. 31 Traktanden stehen zur Beratung an – gut  

möglich, dass die drei Tage nicht reichen. Nebst dem Rechenschaftsbericht geht es um Finanzbeschlüsse für über 130 Millionen Franken.

Wie meistens vor der Sommer-
pause gibt es für den Landtag eine 
Traktandenliste, welche das Mi-
lizparlament an seine Grenzen 
bringt. Vorsorglich hat man die 
verschiedenen Jahresberichte der 
Staatsbetriebe an den Schluss ge-
setzt. Diese würden –  sollte man 
nicht durchkommen – auf die 
September-Sitzung verschoben. 

Es geht aber nicht nur um viele 
Traktanden, sondern auch um 
viel Geld. Stimmt der Landtag al-
len Anträgen zu, werden über 130 
Millionen Franken freigegeben. 
Finanziell ist dies für den Staat 
kein Problem, denn die Landes-
rechnung 2018 hat wieder deut-
lich im Plus abgeschlossen. Diese 
wird im Rahmen des Rechen-
schaftsberichtes ebenfalls zur 
Kenntnis genommen. 

Patrik Schädler 
pschaedler@medienhaus.li

Wie viele Casinos  
verträgt das Land? 

Traktandum 7 
 

Um was geht es? 
Die VU-Fraktion will mit einem 
Postulat unter dem Titel «Gestal-
tung einer grössenverträglichen 
Casino-Landschaft Liechtenstein» 
die Regierung mit verschiedenen 
Abklärungen beauftragen. Unter 
anderem soll geprüft werden, ob 
mit einem Bewilligungsmoratori-
um oder allfälligen anderen Mass-
nahmen eine sinnvolle Eingren-
zung der Spielbankenanzahl er-
reicht werden kann. Ausserdem 
thematisiert die VU eine Zweck-
bindung der Einnahmen an soziale 
Einrichtungen und den internatio-
nalen Austausch von Sperrlisten.  

 
Prognose 
Das Postulat wird mit grosser 
Mehrheit an die Regierung über-
wiesen. An diesem umstrittenen 
und vieldiskutierten Thema will 
sich keine Partei die Finger ver-
brennen. 

Wie viel zahlt der Staat 
an die OKP-Prämien? 
Traktandum 10 

 
Um was geht es? 
Mit einem Beitrag an die Obliga-
torische Krankenpflegeversiche-
rung (OKP) reduziert der Staat die 
Prämienlast für die Versicherten. 
Jede Million, welche der Staat ein-
schiesst, reduziert die monatliche 
OKP-Prämie um CHF 2.60 pro 
Versicherten. Die Regierung 
möchte den OKP-Staatsbeitrag 
bei 29 Millionen belassen. Die 
Freie Liste will ihn auf 58 Millionen 
verdoppeln und die VU-Fraktion 
wird erneut den Antrag stellen, den 
Beitrag um 4 Millionen auf 33 Mil-
lionen Franken zu erhöhen. 

 
Prognose 
Es gibt das gleiche Spiel wie letz-
tes Jahr. Der Antrag der Freien Lis-
te hat keine Chance. Und der An-
trag der VU wird von der FBP- und 
DpL-Fraktion sowie den beiden 
DU-Abgeordneten mit 13 Stimmen 
abgelehnt. 

Schulbauten für knapp 
97 Millionen Franken 
Traktanden 11+12 

 
Um was geht es? 
Jetzt muss der Landtag Farbe be-
kennen. Vor einem Jahr hat er die 
Schulbautenstrategie mit 20 Stim-
men gutgeheissen. Nun liegen die 
beiden Baukredite vor. Nach über 
20 Jahren soll in Ruggell ein zwei-
tes Schulzentrum im Unterland 
entstehen (SZU II). Kostenpunkt: 
52,6 Millionen Franken. Dort soll 
die Ober- und Realschule für die 
Gemeinden Ruggell, Gamprin und 
Schellenberg und die BMS unter-
gebracht werden. 44 Millionen 
Franken beantragt die Regierung 
für den Ersatzbau des Trakts G 
und weitere Massnahmen beim 
Schulzentrum Mühleholz Vaduz. 

 
Prognose 
Der Landtag gibt grünes Licht für 
die beiden Schulbauten. Die bei-
den Regierungsparteien müssten 
aufgrund ihrer bisherigen Beteue-
rungen geschlossen dafür sein.

Erste Debatte über das  
Blockchain-Gesetz 
Traktandum 20 

 
Um was geht es? 
Es wird erstmals über das Block-
chain- bzw. korrekterweise über 
das «Token- und VT-Dienstleister-
Gesetz» beraten. Die Regierung 
geht davon aus, dass in Zukunft 
eine grosse Bandbreite an Vermö-
genswerten oder – allgemeiner 
formuliert – Rechten auf Block-
chain-Systemen abgebildet wer-
den und eine Vielzahl an Dienst-
leistungen mit Bezug auf diese di-
gitalisierten Rechte angeboten 
wird. Mit einem entsprechenden 
Gesetz will sie ein adäquates Re-
gulierungssystem schaffen, das 
die notwendige Rechtssicherheit 
schafft. 

 
Prognose 
Nur wenige wissen ganz genau, 
um was es geht und nicht alle tei-
len die Euphorie von Regierungs-
chef Hasler. Trotzdem wird das 
Gesetz kommen.

FMA soll weiterhin  
5 Millionen erhalten 
Traktandum 21 

 
Um was geht es? 
Die Regierung schlägt vor, dass 
die Finanzmarktaufsicht (FMA) 
weiterhin einen jährlichen Staats-
beitrag von 5 Millionen Franken er-
hält. Das geltende Finanzierungs-
system habe sich bewährt und soll 
für die Jahre 2020 bis 2023 fort-
geführt werden. Einzig die Reser-
ven der FMA sollen schrittweise 
von 50 auf 25 Prozent des durch-
schnittlichen ordentlichen Auf-
wands gemäss der Jahresrech-
nung der letzten drei Jahre ge-
senkt werden. Zudem will die Re-
gierung punktuell Abgaben von 
Bankengruppen, Wertpapierfir-
men und anderen Finanzinterme-
diären erhöhen. 

 
Prognose 
Die FMA sorgt immer für Diskus-
sionen. Wenn es nicht der Staats-
beitrag ist, dann sind es sicher die 
Gebühren.

www. 
Mit dem Landtag-Liveticker sind 
Sie immer auf dem Laufenden: 
vaterland.li/388479 

Landesspital, ja – aber wie und wo? 
Austausch Grosse öffentliche Diskussionen gab es an der gestrigen Informationsveranstaltung zum Landesspital keine – dafür konnten  

sich Interessierte im Anschluss aber unter vier Augen mit den Verantwortlichen und Experten austauschen. Und nutzten die Gelegenheit.

Desirée Vogt 
dvogt@medienhaus.li 
 
Jeder hat eine Meinung zum Lan-
desspital. Wo es stehen soll. Was 
es anbieten soll. Und wie viel es 
kosten darf. Doch der  gestrige In-
formationsanlass in Triesen war 
nicht darauf ausgerichtet, sich im 
Rahmen einer öffentlichen Dis-
kussion bzw. für aller Augen er-
sichtlich und aller Ohren hörbar 
darüber auszutauschen. Viel-
mehr konnten sich die Besuche-
rinnen und Besucher im An-
schluss an vier Impulsreferate an 
so genannten «Themenständen» 
mit den Verantwortlichen und 
Eperten austauschen und ihre 
Fragen und Anregungen einbrin-
gen. Und wer nur hören, aber 
nicht reden wollte, dem bot sich 
auch die Gelegenheit, Fragen 
schriftlich zu deponieren. 

Diese Art des «Austausches» 
ermöglichte es den Interessier-
ten, persönlich ins Gespräch mit 
den Landesspital-Verantwortli-
chen zu kommen – was sicher 
auch dazu dienen sollte, Vertrau-
en aufzubauen. Denn viele Fra-
gen blieben nach den vier Impuls-
referaten nicht mehr offen. De-
tailliert wurde über die Strategie 
und Fallzahlen des Landesspitals, 
die Ausgangslage, Prämissen für 
einen Neubau sowie das weitere 
Vorgehen informiert. 

«Erfolgreich mit der  
Neuausrichtung» 

Schon einmal wurde über den 
Neubau eines Landesspitals ab-
gestimmt – und das Volk sagte im  
Oktober 2011 Nein zum Finanz-
beschluss in der Höhe von 83 Mio. 
Franken. Bei einer repräsentati-
ven Umfrage zeigte sich im An-
schluss aber dennoch: 86 Prozent 
der Liechtensteiner wollen ihr ei-
genes Landesspital. Und so muss-
ten sowohl die Verantwortlichen 
des Landesspitals sowie die Poli-

tik noch einmal über die Bücher 
und sich fragen: Was wurde falsch 
gemacht? Das Landesspital er-
hielt einen neuen Stiftungsrat, ei-
ne strategische Neuausrichtung 
ist erfolgt. «Und gleichzeitig da-
mit auch eine Vergangenheits- 
bewältigung», erinnert sich Stif-
tungsratspräsident Michael Rit-
ter. Die Zahlen hätten schnell ge-
zeigt, dass diese Neuausrichtung 
richtig gewesen sei – ebenso das 
hybride Modell mit Chef- und Be-
legärzten sowie der Leistungs-
umfang mit dem Notfall, der all-
gemeinen Chirurgie und der In-
neren Medizin. Enorm wichtig für 
ein regionales Spital sei aber auch 
die Kooperation mit einem Zen-
trumsspital – die Wahl fiel auf 

Chur – gewesen. Dank all dieser 
Massnahmen bzw. der neuen 
Strategie sei das Landesspital 
heute in der Lage, höchste Qua-
lität anzubieten, was auch immer 
öfter gesehen werde.  

Neue Herausforderungen 
für das Landesspital 

Dass das Landesspital rund ein-
einhalb Jahre «in ein Loch gefal-
len ist», wird auf die Gründung 
der ehemaligen Medicnova zu-
rückgeführt. Dies habe dem Lan-
desspital geschadet – doch seit der 
Schliessung der Privatklinik hät-
ten sich die Fallzahlen wieder sta-
bilisiert. «Und die Trendwende 
hält an», freut sich Spitaldirekto-
rin Sandra Copeland. Auch 2019 

sei das Landesspital sehr gut ge-
startet und habe auf sehr gute Pa-
tientenrückmeldungen zählen 
dürfen. «Nun fehlt nur noch ein 
wichtiger Baustein: die Infra-
struktur», so Copeland. 

Für die Verantwortlichen des 
Landesspitals spielte gestern 
Abend denn auch keine Rolle, wo 
das neue Landesspital künftig sei-
ne Heimat finden wird. Sie stehen 
vor ganz anderen Herausforde-
rungen, wie Sandra Copeland be-
tonte. Nicht nur, dass die opti-
mierten Prozessabläufe sicherge-
stellt werden müssten, es sei auch 
eine Akutgeriatrie geplant, die am 
1. Oktober mit fünf Betten starten 
soll. Ausserdem soll eine soge-
nannte Intermediate Care-Stati-

on aufgebaut werden. Dabei han-
delt es sich um eine Überwa-
chungsstation, die bei Bedarf 
rund um die Uhr betrieben wer-
den kann – eine solche wird übri-
gens im «Zürcher Modell» im Be-
reich der Grundversorgung vo-
rausgesetzt. Das Landesspital 
verfügt heute zwar über eine 
Überwachungsstation, sie wird 
derzeit aber nicht rund um die Uhr 
betrieben und ist räumlich und 
technisch nicht zertifiziert. 

Ebenso soll im Landesspital 
künftig eine weitere Leistung an-
geboten werden: die Schmerzthe-
rapie. Ein spezifisches Angebot, 
das in Kooperation mit erfahre-
nem Fachpersonal aus Anästhe-
sie, Innerer Medizin und auch al-

ternativen Behandlungsmöglich-
keiten in multifunktionalen Räu-
men erbracht wird. Derzeit laufen 
Vorbereitungsarbeiten, um diese 
Leistungen noch dieses Jahr an-
bieten zu können. Und: Das Lan-
desspital steht auch der Frage of-
fen gegenüber, ob künftig wieder 
Leistungen im Bereich der Ge-
burtshilfe angeboten werden sol-
len. Aber: Das ist ein politischer 
Entscheid. 

Wird die Geburtshilfe 
neu lanciert? 

Tatsächlich gibt es vonseiten der 
Regierung erneut Überlegungen, 
das Leistungsangebot im Bereich 
der Geburtshilfe neu zu lancieren. 
Dazu hat sie bereits Berechnun-
gen bezüglich der Ressourcen und 
der Kosten angestellt. Ob dies 
aber im neuen Landesspital tat-
sächlich angeboten würde bzw. 
welche Empfehlung die Regie-
rung hier vor den Sommerferien 
abgibt, steht noch in den Sternen.  

Für Gesundheitsminister 
Mauro Pedrazzini ist auf alle Fälle 
aber klar, dass das Landesspital 
die Minimalleistungen erbringen 
muss: also einen 24-Stunden-
Notfall. Ausserdem muss der 
Grundbedarf abgedeckt werden. 
Ziel sei es ausserdem, einen 
Marktanteil von 50 Prozent zu er-
reichen, ohne dabei eine Konkur-
renzstrategie zu fahren. «Und das 
ist absolut möglich», ist er über-
zeugt. Pedrazzini zeigte zudem 
auf, warum es keinen Sinn ergibt, 
die Fachgebiete der Spitäler re-
gional aufzuteilen – «hier würde 
ein Streit über die rentablen Ge-
schäfte entbrennen». Auch wa-
rum sich das Landesspital nicht 
nur auf Alter- und Pflegedienst-
leistungen konzentrieren sollte, 
machte er klar: «Schlechte Aus-
lastung.» Also komme nur die 
Grundversorgung in Frage. Und 
zwar in Kooperation mit einem 
Zentrumsspital wie Chur. 

Informierten detailliert über die Situation: Michael Ritter (LLS Stiftungsratspräsident), Sandra Copeland (Spitaldirektorin), Regierungsrat 
Mauro Pedrazzini und Walther Tabarelli (Chefarzt Chirurgie am Landesspital) (v. l.). Bild: Daniel Ospelt


